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Grundlaſten-Ablöſungs- und Regulirungs-Perfahren. 
Von Dr. Paul Külb. N 

(Fortſetzung.) 


Die vorſchriftsmäßig verfaßten und ausgefertigten, bei der Lan⸗ 
descommiſſion überreichten Anmeldungen und Provocationen begründen 
nachſtehende Rechtsfolgen: Gerichtliche Klagen auf die Behauptung 
oder gegen die Anmaßung eines nach dem Patente vom 5. Juli 1853 
der Ablöſung oder Regulirung unterliegenden Rechtes, ſowie wegen 
der Beſchaffenheit und des Umfanges eines ſolchen, der dienſtbaren 
Liegenſchaft, des Maßes des Genuſſes, der allfälligen Gegenleiſtungen 
U. 0 w. dürfen bezüglich der von Amtswegen abzulöſenden oder zu 
regulirenden Rechte von der Kundmachung des von der Landescom⸗ 
miſſton in Anſehung der von den Parteien anzubringenden Anmeldun⸗ 
gen erlaſſenen Edictes an gerechnet, bezüglich der bloß über Provoea⸗ 
tion abzulöfenden oder zu regulirenden Rechte aber vom Zeitpunkte 
der von der Landescommiſſion über die eingebrachte Provocation ange⸗ 
ordneten Verhandlung angefangen nicht mehr anhängig gemacht wer⸗ 
den. Sind ſolche Klagen in den gedachten Zeitpunkten bereits anhän⸗ 


gig, Te iſt, wenn nicht beide Theile die Einſtellung verlangen, die 


Proceßverhandlung mag ſich in was immer für einem Stadium be⸗ 
finden und ſchon ein Urtheil erfolgt ſein oder nicht, dem weiteren 
Rechtszuge freier Lauf zu laſſen. Ju dieſem Falle müſſen jedoch, wenn 
entweder ein Einverſtändniß über die Fortführung des Rechtsſtreites 
im ſummariſchen Wege erzielt, oder nach dem Stande des Rechtsſtrei⸗ 


tes kein von einem oder dem anderen Theile erworbenes formelles“ 


Recht beeinträchtigt wird, die Vorſchriften über das ſummariſche Ver⸗ 
fahren in Anwendung gebracht werden. Wird aber ein ſolcher Rechts⸗ 
ſtreit in erſter Inſtanz nach dem ordentlichen Verfahren weiter fort⸗ 
geführt, ſo ſind doch für den höheren Inſtanzenzug die Vorſchriften 
des ſummariſchen Verfahrens jedenfalls zu beobachten. 


Auf die mittlerweilige Rechtsausübung äußert die Anmeldung 
oder Provocation durchaus keine hemmende Wirkung, dieſelbe hat 
vielmehr in ihrem bisherigen oder durch ein Proviſorium der Landes⸗ 
commiſſion 16) näher beſtimmien Beſtande bis zu dem durch ein Re⸗ 
gulirungs⸗ oder Ablöſungserkenntniß beſtimmten Zeitpunkte +?) fortzu⸗ 
dauern. Es können daher auch Rechtsſtreite, welche nicht das Be⸗ 
nützungs⸗, Servituts⸗ oder gemeinſchaftliche Beſitzrecht ſelbſt, ſondern 
nur die Störung im Beſitze ſolcher Rechte, oder die Art und Weiſe 
der Verabfolgung oder der Entſchädigung verweigerter Nutzungen zum 
Gegenſtande haben, ſo wie die auf Grund rechtskräftiger Urtheile oder 
gerichtlicher Vergleiche geführten Executionen nicht gehemmt werden 10). 

Jede Anmeldung, welche unter der Vorausſetzung eingebracht 
wurde, daß das angemeldete Recht von Amtswegen zu verhandeln ſei, 
wird in dem Falle, als die Landescommiſſion es nur als ein provo⸗ 
cables erkennen ſollte, zugleich als eine Provocation angeſehen, wenn 
der Anmelder nicht ausdrücktich in feiner Anmeldung erklärt, daß fie 
als keine Provocation anzuſehen ſei. Jede Provocation hat an u 
für ſich ſchon als Anmeldung zu gelten, wenn das provocirte Recht 
als ein ſolches erkannt wird, welches von Amtswegen der Regulirung 
oder Ablöſung unterzogen werden muß 10). 

Die Landescommiſſion weist den in jedem politiſchen Verwal⸗ 
tungsgebiete als erhebenden Organen beſtehenden Localcommiſſionen 20) 
nach deren Amtsdiſtrieten die vorſchriftsmäßig verfaßten Anmeldungen 
und Provocationen zur competenten Amtshandlung zu 21). Zu den 
hierüber von der Localcommiſſion über jede ein zelne Aumeldung oder 
Prorocation abgeſondert vorzunehmenden Verhandlungen ſind beide 
Parteien vorzuladen, und hiebei alle rechts- und thatſächlichen Verhält⸗ 
niſſe, welche für die von der Landescommiſſion zu ſchöpfende Ent⸗ 
ſcheidung erheblich ſind, nebſt den dafür zu erlangenden Beweismitteln 
von Amtswegen zu erheben ze). Sind die Perſonen, welche als Be⸗ 
rechtigte oder Verpflichtete oder als Mitberechtigte am gemeinſchaftlichen 
Beſißthume betheiligt find, aus der zu verhandelnden Anmeldung oder Pro⸗ 
vocation nicht zweifellos zu entnehmen, ſo hat ſich die Localcommiſſion vor 
Beginn der Verhaadlung die Kenntniß aller Intereſſenten durch Einver⸗ 
nehmung der Gemeindevorſtände und andere zweckdienliche Erhebungen 
zu verſchaffen. Wenn dadurch nicht alle Bedenken über die vollſtändige 
Kenntniß aller Berechtigten bei der Verhandlung behoben werden 
können, hat die Localcommiſſion nach vorläufiger Einholung der Zur 
ſtimmung der Landescommiſſion mittelſt eines den Verhandlungsge⸗ 
genſtand genau bezeichnenden Edictes die unbekannten Theilnehmer 
zu der anberaumten Verhandlung mit dem Baſſatze vorzuladen, daß 


16) 837 des kaif Patentes. 
17) §§ 15, 24 und 37 des kaiſ. Patentes. 
1) Verordnung der Miniſt. des Innern und der Juſtiz vom 3. Sept. 1855, 
R. G. Bl. Nr. 161. 
15) Ediet der ſteierm. Landescommiſſion vom 15. Auguſt 1855. 
20) § 23 des kaiſ. Patentes und § 1 der D.⸗Inſtr. 
21) 8 21 der D.⸗Inſtr. 
2) SS 23, 25, 27, 28 und 29 der D.⸗Inſtr. 


ihr Nichterſcheinen als eine freiwillige Verzichtleiſtung auf die ihnen 
zuſtebende Berechtigung angeſehen würde. Für abweſende Parteien, de⸗ 
ren Aufenthalt unbekannt iſt, hat d'e Localcommiſſion einen Curator 
zu beſtellen ® ). 8 , 

Einer jeden Partei ſteht es in der Regel frei, ſich durch einen 
Bevollmächtigten vertreten zu laſſen; die Localcommiſſion iſt jedoch 
berechtigt, das perſönliche Erſcheinen einer Partei nach Erforderniß der 
Umſtände zu verfügen 2). * 

Wenn aber die bezugsberechtigte oder leiſtungspflichtige Realität 
mehreren Perſonen zugleich gehört, ſo müſſen die Eigenthümer einen 
gemeinſchaftlichen Bevoll mächtigen ernennen, widrigens die Localcom⸗ 
miſſion auf ihre Gefahr und Koſten einen ſolchen beſtellt. Bevollmäch⸗ 
tigte müſſen ſich mit einer legal ausgeſtellten Vollmacht ihres Macht⸗ 
gebers ausweiſen; nur der Ehemann wird als Machthaber ſeiner Gat⸗ 
tin angeſehen, außer er wäre von ihr geſchieden, oder ſelbſt nicht eigen⸗ 
berechtigt, oder es würde dieſe ſtillſchweigende Ermächtigung ausdrück⸗ 
lich widerrufen 25). 

Für Minderjährige, Curanden und Cridatare haben die Vor⸗ 
münder, Curatoren, Vermögensverwalter und Concursmaſſevertreter 20), 
für geiſtliche Communitäten die Vorſteher und drei Glieder der Com⸗ 
munität, für weltliche Gemeinden der Vorſteher mit einem Gemeinde- 
rathe und rückſichtlich einem Gemeinde⸗Ausſchußmitgliede, für weltliche 
moraliſche Perſonen, Corporationen und Geſellſchaften deren Vorſte⸗ 
hung, für Kirchen, Pfründen und Stiftungen die Patrone und Vor⸗ 
ſteher (Obmänner der Kirchenconcurenzausſchüſſe) e), für Staats-, 
Fonds⸗ und Stiftungsgüter der Vorſtand jener Behörde, welcher im 
Kronlande die Oberaufſicht über deren Verwaltung zuſteht, bei den 
Verhandlungen einzuſchreiten, können ſich jedoch ebenfalls durch Be⸗ 
vollmächtigte vertreten laſſen 2). 

Die Machthaber, deren Vollmachten auf die Durchführung des 

Ablöſungs⸗ und Regulirungsgeſchäftes überhaupt, oder in Betreff eines 
beſtimmten Gutskörpers oder Rechtes, beziehungsweiſe einer Grund⸗ 
laſt lauten müſſen und keine Beſchränkungen oder Vorbehalte der Ge⸗ 
nehmigung von Srite des Machtgebers enthalten dürfen, können rechts⸗ 
verbindliche Erklärungen abgeben, Vergleiche ſchließen, Schiedsrichter 
wählen, und Rechte unentgeltlich aufgeben. 
Die von den Vertretern oder den Parteien ſelbſt bei den Ver⸗ 
handlungen abgegebenen Erklärungen, eingegangenen Vergleiche und 
gemachlen Zu eſtändniſſe bedürfen zu ihrer Rechtsgiltigkeit weder der 
Zuſtim mung der Hypothekargläubiger, noch jener der Anwärter oder der 
Curatoren eines mit dem Subſtitutions⸗, Fideicommiß⸗ oder Lehenbande 
behafteten Gutes, noch der Genehmigung der adminiſtrativen oder 
Pflegſchaftsbehörde >>). i 

Die zur Verhandlung vorgeladenen Parteien müſſen ſich in die 
eingeleitete ämtliche Verhandlung einlaſſen; im Falle des nicht hin⸗ 
länglich entſchuldigten Ausbleibens einer oder beider Parteien, ſowie 
wenn die eiſchienene Partei die Ertheilung von Auskünften, oder die 
Beibringung ihrer Behelfe verweigert, hat die Localcommiſſion auf 
Grund der Angaben und Beweismittel in dem Anmeldungs⸗ und 
Provocationsoperate, ſo wie auf Grund der von der erſchienenen 
Partei ertheilten Auskünfte und beigebrachten Behelfe die nöthigen 
Erhebungen von Amtswegen zu pflegen. Erſcheint der ausgebliebene 
Theil nach begonnener Verhandlung, jo kann er unbeſchadet der Rechts⸗ 
beſtändigkeit des bereits Verhandelten zur weiteren Verhandlung zuge⸗ 
laſſen werden. 

Schriftliche Aeußerungen und Bemerkungen der Parteien dürfen 
nicht angenommen werden, vielmehr hat das die Verhandlung leitende 
Mitglied der Localcommiſſion mit Hinweglaſſung alles nicht zur Sache 
Gehörigen über den Gang und das Ergebniß der Verhandlung oder 
Erhebung ein klares und bündiges Protokoll abzufaſſen, welches von 
ihm, dem Schriftführer und den vernommenen Parteien unterfertigt 
wer en muß 30). Wenn zwiſchen beiden Parteien ein Vergleich münd⸗ 
lich geſchloſſen worden, und beim Abſchluſſe weder in der Weſenheit 


22) SS 30 und 36 der D. Juſtr. 

2) Erlaß der ſteierm. Landescommiſſion vom 19 Februar 1858, Z. 248. 

25) SS 38, 35 der D. Juſtr. f 

6) Edict der ſteierm. Landescommiſſion vom 15. Auguſt 1855 und $ 36 der 
D. Juſtr. 

*) § 15 des Geſetzes für das He'zogthum Steiermark vom 28. April 1864, 
Landesgeſetz⸗ und Verordnungsblatt Nr. 7. 

26) § 32 der D.⸗Inſtr. 

5) 8 35, 37 und 38 der D.⸗Inſtr. und § 41 des Faif. Patentes. 

30) §§ 31, 39 und 40 der D,.-Suftr. 
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der Perſon noch des Gegenſtandes ein Irrthum unterlaufen iſt, nach 
der Protokolltrung desſelben aber eine Partei die Unterfertigung ver⸗ 
weigert, ſo vermag dieſe Weigerung in Erwägung, daß Vergleiche zu 
den zweiſeitig verbindlichen Verträgen gehören, welche einſeitig nicht 
aufgehoben oder abgeändert werden können, und daß die ſchriftliche 
Form der Vergleiche weder im Patente vom 5. Juli 1853, noch in 
der Durchführungs⸗Inſtruction vom 31. October 1857 zur Rechts⸗ 
giltigkeit erfordert wird, die Rechtsverbindlichkeit des Vergleiches nicht 
aufzuheben 2). 

Rückſichtlich eines jeden, den Beſtimmungen des Patentes unter— 
liegenden Rechtes iſt durch die Localcommiſſion zu erheben und feſt— 
zuſtellen: 

a) deſſen Beſchaffenheit und Umfang; 

b) das zu Grunde liegende Rechtsverhältniß; 

c) die Liegenſchaft, auf welche ſich das in Verhandlung gezogene 
Recht bezieht; 

d) die Perſonen, welche als Berechtigte und Verpflichtete oder als 
Mitberechtigte am gemeinſchaftlichen Befigthume betheiliat find; 

e) die Thatſachen, durch welche die Art, die Dauer, das Maß des 
Genuſſes oder der Ausübung des zu regelnden Rechtes beſtimmt 
werden koͤnnen; 

f) die Gegenleiſtungen der Bezugsberechtigten an den Beſitzer des 
belaſteten Grundes; 

g) die Verhältniſſe und Umſtände, auf welche es bei der Entſchei⸗ 
dung der Frage, ob, in wie weit, und auf welche Art eine Ab— 
löſung oder Regulirung ſtattzufinden habe, ankömmt. 

Für dieſe Erhebungen find zunächſt die übereinſtimmenden Er: 
klärungen der Parteien maßgebend, ſo wie überhaupt der ganze Ab⸗ 
löſungs⸗ und Regulirungsact thunlichſt durch gütliches Uebereinkommen 
der Parteien feſtzuſtellen iſt. Den Parteien ſteht es frei, ſich auf Ab⸗ 
löſung durch Abtretung von Grund und Boden, durch baren Erlag 
oder Sicherſtellung eines Capitales, durch ein anderes Entgelt oder 
ftatt der Ablöſung über die Regulirung und die Art und Weiſe der⸗ 
ſelben zu einigen. N 

Das auf dieſe Weiſe zu Stande gekommene Uebereinkommen, 
welches von der Localcommiſſion der Landescommiffion behufs der Be⸗ 
ſtätigung einzuſenden if, darf nur dann beanſtandet werden. wenn 
darurch Beſtimmungen des Patentes vom 5. Jali 1853, insbeſondere 
die Rückſichten der Landescultur verletzt werden, oder wenn begründete 
Hinderniſſe in Abſicht auf die Durchführung beſtehen se). 

Kommt kein Uebereinkommen zu Stande, fo hat die Localcom⸗ 
miſſion über die voraufgeführten Punkle a bis g die contradictoriſche 
Verhandlung, wobei die Parteien zur cumulativen Beibringung ihrer 
ſämmtlichen Beweie⸗ und Gegenbeweismittel aufzufordern find 3°), und 
die Erhebung aller nöthigen Daten auf eine Weiſe zu pflegen, welche 
die Landescommiſſton in den Stand ſetzt, ihre Entſcheidung zu fällen »>). 

Als Beweis⸗ und Gegenbeweismittel, fo wie zur Erhebung der 
nöthigen Daten dienen vorzugsweiſe die Rectificationsarten, insbeſon⸗ 
dere Dominical- oder Ruſticalſaſſionen, fo weit fie über die in Frage 
kommenden Berechtigungen und deren Umfang Aufſchluß geben, Aus⸗ 
züge aus den öffentlichen Büchern, Urbarien, rechtskräftige ges 
richtliche Entſcheidungen über zu- oder aberkannte Rechte. deren 
Beſchaffenheit und Umfang, fo wie über din Umfang des belaſteten 
Grundes, rechtskräftige politiſche Entſcheidungen oder Proviſorien, 
womit factiſch ausgeübte Servitutsrechte unter Freilaſſung des Rechts⸗ 
weges aufrecht erhalten oder abgeſtellt worden find, Verträge 
oder ſonſtige Urkunden, worin Rechte, die der Ablöſung oder Negu- 
lirung unterliegen, feſtgeſtellt, erweitert oder beſchränkt, oder worin 
die Grenzen des dienſtbaren Grundterrains limitirt wurden, landes⸗ 
fürſtliche Gnadenbriefe oder Privilegien, womit derlei Rechte concedirt, 
oder Belehnungsbriefe der Montanbehörden, womit insbeſondere Behol⸗ 
zungsrechte an Gewerkſchaften verliehen wurden, in Betreff des dienſt⸗ 
baren Grundes die Kataſtralbögen oder Mappen, Grenzbegehungspro— 
tokolle, Grenzſcheidungs⸗Verträge oder ſonſtige über den Umfang des 
dienſtbaren Grundes maßgebende Documente, in Betreff der Gegen- 
leiſtungen insbeſondere nebſt den Rectificatorien auch die allenfalls 
hierüber geführten Vorſchreibungen oder Gabenbücheln. 


) $$ 888, 1380 und 1385 a. b. G. B., Entſcheidung des Miniſteriums des 
Innern vom 3. October 1867, 3. 13.183. 

) $$ 7, 8 und 9 des kaiſ. Patentes und SS 44, 48 und 51 der D.⸗Inſtr. 

>) Staatsminiſt.⸗Erlaß vom 17. November 1865, 3. 17.588. 

3) 8 54 der D. Inſtr. 
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Urkunden, deren Echtheit beſtritten oder zweifelhaft iſt, müſſen | folger freiwillig, auf feinem Haufe einen ordentlichen und brauchbaren 


im Original, ſonſt in beglaubigter Abſchrift den Verhandlungsacten bei⸗ 
gelegt werden. 35). i 

Wird ſich auf den Rechtstitel der Erſitzung 80) berufen, fo 
find die zur Erweiſung derſelben namhakt gemachten Zeugen und Ge⸗ 
denkmänner, inſofern dieſelben nicht verwerflich find s'), wenn fie in 
dem Gerichtsbezirke, wo die Localcommiſſion ihren Amtsſitz hat, woh⸗ 
nen, von dieſer, ſonſt aber von ihrer Perſonalbehörde über die einge⸗ 
legten oder von Amts wegen verfaßten Weisartikel und Frageſtücke eid⸗ 
lich abzuhöͤren s). Da vom Tage der Kundmachung des Patentes vom 
5. Juli 1853 alle Rechte, welche von Amtswegen in Verhandlung 
gezogen werden müſſen, nicht mehr erſeſſen werden können, und ein 
bereits früher angefangener, jedoch nicht bis zur Vollendung der Er- 
ſitzung fortgeſetzter Beſitz mit jenem Zeitpunkte für unterbrochen zu 
halten iſt, ſolche Rechte überhaupt ſpäter nicht anders als durch einen 
ſchriftlich ausgefertigten Vertrag, eine letzte Willenserklärung, oder 
einen bei der Theilung gemeinſchaftlicher Grundſtücke erfolgten Rechts⸗ 
ſpruch nur unter der Bedingung, daß die eingeräumte Dienſtbarkeit 
von der Behörde mit den Landeseulturrückſichten vereinbar erkannt, 
und die Nichtablösbarkeit derſelben nicht bedungen wird, erworben 
werden können z), fo müſſen die Zeugen die fertgeſetzte Ausübung 
vom Jahre 1823 bis zum Jahre 1853, und gegen das Aerar, Kir— 
chen, Gemeinden und andere Corporationen vom Jahre 1813 bis 
zum Jahre 1853 beſtätigen können 40). 

Gemeinden können das Recht zum Bezuge des zur Erhaltung 
der Communalbauten nöthigen Bauholzes gegen die frühere Grund- 
obrigkeit aus dem Titel der Erſitzung nicht geltend machen, da ge⸗ 
mäß dem Geſetze vom 7. September 1848 und dem § 6 der 
Miniſterverordnung vom 12. September 1849 die Verpflichtung der 
beſtandenen Grundobrigkeiten zur Herſtellung und Erhaltung der Ge⸗ 
meindewege, Brüden, und Straßen ohne alle Entſchädigung aufge⸗ 
hoben wurde, während des Beſtandes des Geſetzes aber, welches dieſe 
Verpflichtung normirte, das Forderungsrecht für dieſe auf Grund des 
beſtehenden Geſetzes ſtets geleiſtete Holzabgabe nicht auch nebenbei 
im Erſitzungswege erworben werden konnte, ſeit den Jahren 1848 
und 1849 aber bis zum Erſcheinen des kaiſ. Patentes vom 5. Juli 
1853 eine allfällig begonnene Erſitzung eines ſolchen Rechtes nicht 
vollendet werden konnte ). 

Aus demſelben Grunde kann auch die Beiſtellung der zur Er⸗ 
haltung der Kirchengebäude nothwendigen Bauholzmaterialien aus dem 
Titel der Erſitzung von der früheren Grundobrigkeit, deren vormals 
auf Grund eines politiſchen Geſetzes hiezu beſtandene Verpflichtung 
ebenfalls durch das Patent vom 7. September 1848 unentgeltlich 
aufgehoben wurde *2), nicht angeſprochen werden 4). 


(Fortſetzung folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Tritt heute die Bezirkshauptmannſchaft an die Stelle der einſtigen 

Ortsobrigkeit, wenn dieſe in älteren Vergleichen und Urkunden zur 

Regelung von Verhältniſſen Einzelner zur Gemeinde berufen 
wurde? 


Auf dem Hauſe Nr. 18 zu A., welches gegenwärtig den Eheleuten 
Franz und Maria J. gehört, haftet grundbücherlich die Verpflichtung 
zur Haltung eines Sprungſtieres. Dieſe Verpflichtung wurde in einem 
vom Beſitzvorfahr Johann R. mit der Gemeinde A. abgeſchloſſenen pro⸗ 
tokollariſchen Vergleiche vom 19. September 1810, welcher über Ver⸗ 
ordnung der Herrſchaft H. auf obiges Haus ſichergeſtellt worden iſt, aus⸗ 
geſprochen. Es erklärte nämlich Johann R. für ſich, feine Erben und Nach⸗ 


68) § 58 der D.⸗Inftr. 

36) 4. Hauptſtück, III. Theil d. a. b. G. 

*) $ 140 der allg. Ger.⸗Ord. 

5) $$ 59, 60 und 61 der D.⸗Jnftr. 

39) § 42 des kaiſ. Patentes. 

40) §§ 1468, 1472 a. b. G. B. 

1) Entſcheidung des Miniſteriums des Innern vom 27. November 1871, 
Zahl 9220, V. Jahrgang d. ö. Z f V Nr. 8, Seite 30. 


*) Erlaß des Cultusminiſteriums vom 10. Juni 1849, R. G. Bl. Nr. 382. 


%) Entſcheidung des Miniſteriums des. Innern vom 9. Juni 1869, Z. 8328. 


Sprungſtier beizuſchaffen und ſtets zu erhalten, ſo gewiß als ſonſt 
die Gemeinde wider ihn die Execution ergreifen könne. Die Ge- 
meinde A. hat ſich dagegen verpflichtet: „dem Johann R. oder ſeinen 
Hausnachfolgern für jede geſprungene Kuh, wenn ſolche mit einem 
Kalbe wird ausgejungt haben, im Faſching bei der Gemeinderechnung 
jährlich 30 kr. zu bezahlen, inſolange gegenwärtige Theuerung fort⸗ 
währt, und dieſe Zahlung in dem Verhältniſſe fortzuleiſten, als die 
Theuerung ab⸗, aber noch mehr zunehmen und die Ortsobrigkeit H. 
die diesfällige Bezahlung nach Umſtänden beſtimmen wird“. 

Die Eheleute J. verlangten nun von der Gemeinde A. eine 
Mehrleiſtung für die Haltung des Stieres und wendeten ſich, als die 
Gemeinde eine Mehrzahlung verweigerte, an den Laudesausſchuß, der 
fie mit ihren Anſprüchen gegen die Gemeinde, „da ſich dieſelben auf 
einen Privatrechtstitel gründen“, auf den Rechtsweg verwies. Sie 
überreichten hierauf bei der Bezirkshauptmannſchaft ein Geſuch, worin ſie 
ſchilderten, daß ihnen die Haltung des Stieres, gering gerechnet, jähr⸗ 
lich auf 139 fl. zu ſtehen komme, während ſie nach obigem Vergleiche 
z. B. anno 1870 ein Entgelt von 4 fl. erhalten haben, welches mit 
der an und für ſich unangenehmen und gefährlichen Laſt der Haltung 
eines Stieres in gar keinem Verhältniſſe ſtehe Die 1810 ſtipulirte 
Entihädigung von 30 kr. (damals ein halb Gulden) ſei bei den heu⸗ 
tigen Preiſen kein Aequivalent für ihre Leiſtung. Da nach dem Ver⸗ 
gleiche die politiſche Behörde das jeweilige Enkgelt feſtzuſetzen habe, 
ſo könne dieſelbe nicht bloß das Quantum, ſondern auch das Quale 
der Entſchädigung feſtſetzen. In dieſer Beziehung wieſen die Bitt⸗ 
ſteller darauf hin, daß die Feſtſetzung eines Entgeltes per Kalb an 
und für ſich unzweckmäßig und vexatoriſch ſei und daß ſtatt deſſen 
ein Jahrespauſchale zu ermitteln wäre; ſie erhoben daher das Be⸗ 
gehren: „daß die Bezirkshauptmann ſchaft mit Zuziehung der Gemeinde 
eine Verhandlung einleiten und nach Erhebung aller Umftände ein 
den heutigen Verhältniſſen entſprechendes, von der Gemeinde zu lei⸗ 
ſtendes Jahrespauſchale für die Haltung des Stieres feſtſetzen möge.“ 
Allein die Bezirkshauptmannſchaft verwies die Bittſteller auf den In⸗ 
halt des Beſcheides des Landesausſchuſſes. Auch die Statthalterei 
theilte dieſe Anſchauung, indem fie den gegen den Beſcheid der Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft gerichteten Recurs der Eheleute J. deshalb zurück⸗ 
wies, weil der Gegenſtand rein civilrechtlicher Natur ſei. 

Im Miniſterialrecurſe wendeten die Eheleute J. gegen die Be⸗ 
zirkshauptmannſchaft ein, daß dieſelbe nicht recht gethan habe. ihr Ge⸗ 
ſuch auf die vorhergegangene Abweiſung des Londesausſchuſſes zu ver⸗ 
weiſen. Denn in diefem Geſuche hätten ſie keineswegs gegen die 
Gemeinde A. Beſchwerde geführt und keine auf einen Privatrechtstitel 
gegründete Forderung geſtellt, ſondern ſie hätten nur von dem aus 
dem Vergleiche de 1810 abgeleiteten Rechte Gebrauch gemacht, indem 
fie von der Bezirkshauptmannſchaft die den Theuerungsverhältuiſſen 
entſprechende Beſtimmung ihrer Entſchädigung keanſpruchten. In dem 
Vergleiche hätten nämlich die Gemeinde und Johann R. ausdrücklich 
dem jeweiligen Ausſpruche der Ortsobrigkeit ſich unterworfen 
und an deren Stelle jet, da die Gemeinde A. hier als Partei daſtehe 
die vorgeſetzte Bezirkshauptmannſchaft getreten. Kein Gericht werde 
bei dieſer Sachlage die Klage der Recurrenten annehmen. Ihre Be⸗ 
ſchwerde an den Landesausſchuß babe etwas anderes bezweckt; ſie 
wäre nämlich gegen die Gemeinde A. gerichtet geweſen, welche ihrem 
Anſuchen um Regelung der Entſchädigungsfrage zu entsprechen ſich ge— 
weigert. Aus dieſem Grunde hätte die Bezirkshauptmannſchaft ihr 
Geſuch nicht auf den Beſcheid des Landesausſchuſſes verweiſen dürfen. 
Den Rechtsweg könnten die Recurrenten erſt dann betreten, wenn die 
Vorbedingung des Rechtsſtreites gegeben ſei, nämlich wenn die Orts⸗ 
obrigkeit (Bezirkshauptmannſchaft) die Entſchädigungsſumme beſtimmt 
habe und die Gemeinde die Zahlung derſelben verweigerte. 

Dieſer Recursbeſchwerde hat jedoch das Miniſterium des Innern 
unterm 21. Febr. 1873, 3. 20281— 1872, keine Folge gegeben, 
weil die rein privatrechtliche Natur dieſer Angelegenheit eine Inge⸗ 
renz der politiſchen Behörden an und für ſich nicht zuläßt und die 
von den Recurrenten aufgeſtellte Behauptung, daß die Beziikshaupt⸗ 
mannſchaft an die Stelle der in dem Ber.leichöinftrumente vom 
19. September 1810 zur Ausübung einer gleichſam ſchiedsrichterlichen 
Function berufenen Ortsobrigkeit H. getreten ſei. eine ganz will⸗ 


„| Fürliche iſt und dem Stand der heutigen Geſetzgebung widerſpricht.“ 


de 


Titeratur. - 


Statiftifches Jahrbuch für 1821. 

„Ende Juli 1873“ ſchreiben wir eben, da kommt uns das ſtatiſtiſche Jahr⸗ 
buch für 1871 direct von der Preſſe zu. 1871 und Juli 1873! Ja wohl, fo iſt es 
und nicht anders. Die Vorrede des Buches jelbft, geſchrieben im Juni, eniſchuldigt 
das verſpctete Erſcheinen und zwar damit; daß die Druckerei mit Arbeiten für die 
Ausſtellung überhäuft geweſen und deßhalb den Druck des Jahrbuches nicht mit der 
bisherigen Beſchleunigung ausführen konnte. Mag ſein, was hat aber die „bis⸗ 
herige Beſchleunigung“ bewirkt? Nun, die Jahrbücher frit 1863 beſagen, daß nur 
die zwei erſten binnen 12 Monaten erſchienen find, das Jahrbuch von 1865 hat wohl 
eine Vorrede vom 16. December 1866, aber das Titelblatt trägt bereits das Datum 
1867 an der Stirne. Und ſo geht es weiter von Jahr zu Jahr, die Vorrede für 1866 
iſt geſchrieben im Februar 1868, die nächſten im März 1869 und 1870, dann 
wieder eine kleine Beſchleunigung im Februar 1871, dafür aber April 1872 und 
endlich Juni 1873. Al o auch mit der „bisherigen Beſchleunigung“ erſchien das Jahr⸗ 
buch, von 1863 und 1864 abgeſehen, durchſchnittlich erft im März oder April des 
zweitfolgenden Jahres, wohl Grund genug, um ohne Rückſicht auf das Weltaus⸗ 
ſtellungejahr über ſpätes Erſcheinen unſerer ſtatiſtiſchen Publicationen zu klagen. 
Es liegt uns ferne, deßhalb einen Vorwurf gegen die öſterreichiſche adminiſtrative 
Statiſtik allein zu erheben, denn wir wiſſen nur zu gut, daß die ſtätiſtiſchen Bu⸗ 
reaux in. Oeſterrelch mit einem unüberwindlichen Hinderniß verläßlicher und raſcher 
ſtatiſtiſcher Erhebungen zu kämpfen haben, welches die Anſtalten Deutſchlands oder 
Frankreichs nicht kennen, mit dem Mangel einer kräftigen, an keiner Stelle verſagen⸗ 
den Verwaltung. Aber eben aus dieſem Grunde tritt an die ſtatiſtiſchen Arbeiter in 
Oeſterreich die Forderung weiler Selbſtbeſchränkung und ſtrenger Sichtung des Ma» 
terials gebieteriſcher heran als irgendwo anders und darum können wir die große 
Erweiterung im Umfang des letzten Jahrbuches, die Fortſetzung eines ſeit zwei Jahren 
beobachteten Vorgangs, nicht ſo unbedenklich finden, als ſie dem ſtatiſtiſchen Bureau 
ſelbſt rühmenswerth erſcheint. Um ein Beiſpiel herauszugreifen, finden wir von Seite 
451 bis 475 eine detaillirte Nachweiſung der Vereine nach politiſchen Bezirken für 
das Jahr 1871, wir vermiſſen dagegen den Status derſelben nach Ländern für 1870 
vollſtändig, obwohl das letzte Jahrbuch die bezüglichen Angaben für 1867, 1868, 
1869 eingeleitet hat. Wir müſſen geſtehen, daß wir gegen dieſe vermißte Tabelle 
gerne die 25 Seiten in Kauf geben würden, welche die Zergliederung des Vereins. 
weſens nach Bezirken füllt; denn der Werth ſtatiſtiſcher Betrachtung liegt ja in dem 
Nachweis einer beſtimmten Entwicklung und, bevor die Continnität der Erhebungen 
hergeſtellt iſt in Raum, und Zeit, iſt es verkehrt, irgend ein heraüsgeriſſenes Mo⸗ 
ment zu zerfaſern. Non multa, sed multum, das thnt Noth; keine Erweiterung des 
Umfangs, eher Einengung desſelben, das muß die Kritik verlangen, dann können die 
ſtatiſtiſchen Mittheilungen gewinnen an Vertiefung des Inhaltes, an Verläßlichkeit 
und vor allem an Raſchheit der Angaben. Mit dieſem Tadel verträgt ſich fe bftver- 
ſtändlich die Anerkennung mancher verdienſtlicher Leiſtungen des Jahrbuches ſehr gut; 
wir können nur wünſchen, daß die Preſſe von dem reichen Inhalt desſelben häufi⸗ 
get Notiz nehmen möge, als dies bisher geſchehen, daß zumal die „Zeitſchrift für 
Verwaltung“ des größtentheils durch und für die öffentliche Verwaltung geſammel⸗ 
ten Stoffes ſich immer mehr und mehr bemaͤchtige. H. C. H. 


Verordnungen. 


Erlaß des k. k. Ackerbau⸗Miniſteriums vom 31. Juli 1873, 3. 7633 und 3867, an 
die ober⸗öſterreichiſche Statthalterei, betreffend die Frage, ob Triftbauten einen 
Gegenſtand des Waſſerbuches bilden. 

Laut § 99 des für Oeſterreich ob der Enns geltenden Geſetzes über Benützung 
Leitung und Abwehr der Gewäſſer vom 25. Auguſt 1870 ſind in das Waſſerbuch 
die im Bezirke bereits beſtehenden und die auf Grund dieſes Geſetzes neu erworbenen 
Waſſerbenützungsrechte einzutragen. Da aber nach § 30 desſelben Geſetzes die Be⸗ 
nützung der Gewäſſer zur Holztrift auch fernerhin durch das Forſtgeſetz geregelt, ſo⸗ 
mit das Waſſerbenützungsrecht zur Holztrift, einſchließlich des Rechtes zur Herftel- 
lung der nothwendigen Anlagen nicht auf Grund des Geſetzes vom 28. Auguſt 1870 
ſondern auf Grund des Forſtgeſetzes erworben wird, ſo könnten ſolche Rechte der 
Waſſerbenützung zur Holztrift, ohne mit dem bezogenen § 99 in Widerſpruch zu ge⸗ 
rathen, auch keinen Gegenſtand des Waſſerbuches bilden, mögen dieſelben vor 
oder nach Einführung des erwähnten Waſſerrechtsgeſetzes verliehen worden ſein. 
Die Evidenz der Waſſerbenützungen zum Zwecke der Holztrift iſt vielmehr durch den 
Waldkataſter zu erzielen und z ar im Vormerke lit. E. gemäß $ 11 der Verordnung 
des Ackerbauminiſteriums vom 3. Juli 1873, Z. 6953, betreffend die genaue Hand⸗ 
habung des Forſtgeſetzes, Vornahme der forſtlichen Durchforſchungen und Anlegung 
des Waldkatafters, beziehungsweiſe dort, wo der Waldkalaſter in Gemäßheit der 
Statthaltereiverordnung ddo. Linz 1. Jänuer 1853 bereits beſteht, durch die ent⸗ 
ſprechende Rubrik (12) jenes Waldkataſters im Vereine mit dem erwähnten Vormerke 
lit. E. 
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Erlaß des k. k. Handelsminiſters vom 18. December 1872, 3. 18635, an den Statt⸗ 
halter in Trieſt, betreffend Seefiſcherei mit Dynamit. 


Aus Anlaß des im Wege des k. k. Ackerbauminiſter'ums mir zugekommenen 
Berichtes der k. k. Statthalterei vom 8. März 1872, 3. 1419, habe ich den k. k. 
Profeſſor der Zoologie an der Wiener Univerſität und Mitglied der k. k. Akademie 
der Wiſſenſchaften Dr. Ludwig Schmarda über die Frage einvernommen, ob die 
Seefiſcherei mit Dynamit und anderen explodirbaren Stoffen für den Fiſchlaich und 
die junge Fiſchbrut ſchädlich ſei oder nicht. Der genannte Univerfitäteprofeffor hebt 
in ſeiner bezüglichen Aenßerung hervor, daß alle Arten heftiger Erſchülterungen für 
die Entwicklung der Fiſchbrut ſchädlich find, indem dadurch im Ei oder im Embryo 
die thieriſchen Gewebe verletzt oder wenigſtens ihr Molecularzuſtand geſtört wird. 
Proſeſſor Schmarda bemerkt ferner, daß ſtarke ſich oft wiederholende Geräuſche allein 
ſchon die Fiſche für lange Zeit von ihren Laichplätzen verſcheuchen, daß die Fiſcherei 
mittelſt Qualſtern, Bullern und Aufſchlagen auf das Waſſer (pesea a ludro, tam- 
burare ete.) weſentlich zur Verodung der § ſchereigründe beitrage, dann daß die An⸗ 
wendung von Dynamit und anderen erplodirbaren Stoffen in ihren Wirkungen noch 
weit nachtheiliger iſt, indem dadurch alles animaliſche Leben im weiten Bereiche ver⸗ 
nichtet wird. Auch glaubt Profeſſor Schmarda, daß dieſe Art von Fiſcherei nicht ein⸗ 
mal jenen Erſolg haben kann, den die Fiſcher von ihr erwarten, da ein großer Theil 
der durch die Exploſion getödteten Fiſche gar nicht eingeſammelt werden kann. Mit 
Rückſicht auf dieſes competente fachmänniſche Gutachten und unter Billigung der von 
der k. k. Seebehörde zu. Trieſt im Gegenſtande ausgeſprochenen Anſchauungen und 
ihrer diesfalls auch bereits getroffenen Verfügungen finde ich daher der k. k. 
Statthalterei zu bedeuten, daß die Fiſcheren mit Dynamit und anderen ex 
plodirbaren Stoffen (Torpedo's) unter jene Fiſchereiarten zu reihen kommt, welche 
als der Fiſchbrut ganz beſonders gefährlich nach § 2 des Fiſcherei⸗Reglements vom 6. 
Mai 1835 unbedingt verboten find und daß ſonach Niemandem d eſe Fiſchereiart in 
unſeren Gewäſfern und daher auch nicht der Gemeinde Albona die von ihr beabſich⸗ 
tigte Fiſcherei mit Torpedo's in ihrem Privatfiſcherei⸗Rayon zu geſtatten iſt. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Hilfsämter⸗Directionsadjuncten im k. k. Miniſte⸗ 
rium für Landesvertheidigung Jakob Jeuniker den Titel eines Hilfsämter⸗Direetors 
und dem Officialen daſelbſt Julius Seelig mann den Titel eines Hilfsämter⸗Di⸗ 
rectionsadjuncten verliehen. Er ELF Ren 

Seine Majeſtät haben dem Finanzſecretär extra statum der Direction der 
Staatsſchuld Dr. Franz Ponfickl den Titel und Charakter eines Finanzrathes tax⸗ 
frei verliehen. 5 

Seine Majeſtät haben dem Oberpoſtcontrolor Franz Lehmann das goldene 
Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Seine Majeftät haben dem beim k. und k. Generalconſulate in Belgrad in 
u ſtehenden Viceconſul Johann Cingria tarfrei den Titel eines Conſuls 
verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Obeifinanzrathe der galiz. Finanzlandesdirection 
Anton Jaroszewski bei deſſen Penſionirung die allerhöchſte Zufriedenheit aus⸗ 
drücken laſſen. 

Seine Majeſtät haben dem Profeſſor an der Realſchule auf der Landſtraße 
15 Emil Hornig tarfrei den Titel und Charakter eines Regierungsrathes ver- 
jehen. 

Der Miniſter des Innern hat den Pollzeicommiſſär Franz Pobuda zum 
Obercommiſſär bei der Prager Polizeidireetion ernannt. 


Erledigungen. 

Waldſchätzungsreferentenſtelle bei der Bezirks⸗Schätzungscommiſſion zu Zell 
am See im Herzogthume Salzburg mit dem Taggelde von 4 fl., bis 10. Auguſt. 
(Amtsblatt Nr. 179). f 

Rechnungaprakticantenſtelle bei der k. k. Finanzdirection in Linz mit 300 fl. 
Adjutum jährlich, bis 26. August. (Amtsbl. Nr. 180). 

Bau- und Maſchinen Ingenieursſtelle bei der Pribramer Hauptwerksverwal⸗ 
tung in der neunten Rangsclaſſe mit den für dieſe ſyſtemiſirten Bezügen, bis 26. Auguſt 


(Amtsbl. Nr. 180.) . 


Bergcommiſſärsſtelle im Status der k. k. Bergbehörde in der neunten Rangs⸗ 
elaffe mit den für dieſe ſyſtemiſirten Bezügen, bis Ende Auguſt. (Amtsbl. Nr. 181.) 

Kanzliſtenſtelle bei der böhmiſchen Siatthalterei mit der eilften Rangsclaſſe 
und den Bezügen derſelben bis 20. Augu t (Amtsblatt Nr. 182). 

Prakticantenſtellen bei der General direction der Tabatregie in Wien mit dem 
Adjntum jährl. 600 fl. bis Ende Auguſt. (Amtsbl. Nr. 182.) 

20 Poſtaſſiſtentenſtellen für Wien und Umgebung mit je 600 fl. und der 
normalmäßigen Activitätszulage gegen Caution bis 7. Septemb. (Amtsbl. Nr. 182.) 

Mehrere Bergbauelevenſtellen im Dienitbereiche der Bergtauptmannfchaften 
mit dem Adjutum jährlich 500 fl. oder 600 fl. bis Ende Auguſt. (Amtsbl. Nr. 182.) 
| Steuerinſpectorsſtelle bei der oberöſterreichiſchen Finanzdirectſon in der neun⸗ 
ten Rangsclaſſe, bis 22. Auguſt. (Amtsbl. Nr. 184.) 

Forſtcommiſſärsſtelle bei der Bezirks ⸗auptmannſchaft Piſino mit 800 fl. jährl. 
Beſtallung, Reiſepauſchale per 300 fl. und Amts⸗ und Wohn angspauſchale per 
100 fl., bis 15. September. (Amtsbl. Nr. 186.) 

Fünf Forſtelevenſtellen bei der Salzburger Forſt⸗ und Domänendirection 
mit je 500 fl. Adjntum, bis Ende Augnuſt. (Amtsbl. Nr. 186). 

2 Zwei proviſoriſche Statthalterei⸗Coneipiſtenſtellen bei den politiſchen Behör⸗ 
den in Mähren mit der zehnten Rangsclaſſe und 900 fl. Gehalt, nebſt der normal⸗ 
mäßigen Aectivitätszulage. (Amtsbl. Nr. 186.) 


Druckerei der k. Wiener Zeitung. 


Für den Druck verantwortlich C. Piftori, 


